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ARBEITSRECHT

CORONA-PANDEMIE

Fristlose Änderungskündigung zur Einführung  
von Kurzarbeit im Einzelfall gerechtfertigt
|  Das Arbeitsgericht (ArbG) Stuttgart hat jetzt entschieden: Eine fristlose Änderungs­
kündigung mit dem Ziel, das Einführen von Kurzarbeit zu ermöglichen, kann im Einzelfall als 
betriebsbedingte Änderungskündigung gerechtfertigt sein. Es hat aber auch darauf hin­
gewiesen: Für die Frage der Verhältnismäßigkeit der Kündigung sind insbesondere eine  
entsprechende Ankündigungsfrist und eine Begrenzung der Dauer der (möglichen) Kurz­
arbeit von Bedeutung sowie der Umstand, dass Kurzarbeit nur eingeführt werden kann, wenn 
die entsprechenden Voraussetzungen zur Gewährung von Kurzarbeitergeld auch in der  
Person des Arbeitnehmers vorliegen.   |

Die Klägerin, Personaldisponentin einer Leiharbeitsfirma, koordinierte den Einsatz von Leih­
arbeitnehmern in Kindergärten und Kitas. Da aufgrund der Maßnahmen zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie auch Kindergärten zeitweise geschlossen wurden, wurden dort Leiharbeit­
nehmer nicht mehr benötigt. 

Der Beklagte, Arbeitgeber der Klägerin, beantragte daher Kurzarbeit. Die Bundesagentur für 
Arbeit genehmigte diese. Hiervon fühlte sich die Klägerin zunächst nicht betroffen. Denn sie 
wurde vier Tage später für längere Zeit krankgeschrieben. Der Kläger bat sie um die vor­
geschriebene Zustimmung zur Kurzarbeit. Dies lehnte sie ab. Daraufhin sprach der Kläger eine 
fristlose Änderungskündigung aus (Kündigung des bisherigen Arbeitsverhältnisses und gleich­
zeitiges Anbieten eines neuen Arbeitsverhältnisses). Nach diesem neuen Arbeitsverhältnis 
durfte der Kläger bis Ende Dezember 2020 Kurzarbeit anordnen.

Die Klägerin hielt die fristlose Änderungskündigung für unwirksam. Ihr Arbeitgeber sei keiner 
wirtschaftlich schwierigen Situation ausgesetzt. Das sah das ArbG komplett anders. Die  
Änderungskündigung sei wirksam. Sie sei insbesondere verhältnismäßig: Denn es sei zu einem 
unbestreitbaren, erheblichen Arbeitsausfall gekommen. Ein notwendiger „wichtiger Grund“ für 
eine fristlose Änderungskündigung habe also vorgelegen. Ein milderes Mittel als Alternative 
habe dem Kläger nicht zur Verfügung gestanden. Die fristlose Änderungskündigung habe  
bezweckt, eine Grundlage für Kurzarbeit und damit für den Erhalt von Kurzarbeitergeld zu 
schaffen.

Das ArbG betont: Würde man dies anders sehen, wäre bei Verweigerung einzelner Arbeitnehmer 
die Einführungsmöglichkeit von Kurzarbeit gerade bei längeren Kündigungsfristen (sinnvoll) 
ausgeschlossen.

QUELLE  |  ArbG Stuttgart, Urteil vom 22.10.2020, 11 Ca 2950/20
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DISKRIMINIERUNG

„Ugah, Ugah“ mit Folgen: Kündigung wegen  
menschenverachtender Äußerung bleibt wirksam
|  Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat eine Verfassungsbeschwerde gegen arbeits­
gerichtliche Entscheidungen zu einer Kündigung wegen einer groben menschenverachtenden 
Äußerung nicht zur Entscheidung angenommen. Damit bleiben die Entscheidungen der  
Gerichte für Arbeitssachen wirksam, wonach die Äußerung „Ugah, Ugah“ gegenüber eienem 
dunkelhäutigen Kollegen eine menschenverachtende Diskriminierung darstellt, die sich nicht 
unter Berufung auf das grundgesetzlich garantierte Recht auf freie Meinungsäußerung recht­
fertigen lässt.  |

Das war geschehen
Der Beschwerdeführer betitelte in einer kontrovers ablaufenden Betriebsratssitzung einen 
dunkelhäutigen Kollegen mit den Worten „Ugah, Ugah!“, der ihn wiederum als „Stricher“  
bezeichnete. Die daraufhin gegen den Beschwerdeführer ausgesprochene Kündigung  
erachteten die Arbeitsgerichte als wirksam, auch aufgrund einer einschlägigen vorhergehenden 
Abmahnung, die aber nicht zu einer Änderung seines Verhaltens geführt hatte.

Das sagte der Beschwerdeführer
Dagegen berief sich der Beschwerdeführer auf das Grundrecht der Meinungsfreiheit – erfolg­
los. Die Arbeitsgerichte hätten seine Grundrechte gegenüber dem Kündigungsinteresse der  
Arbeitgeberin nicht abgewogen. Man dürfe ihm keine rassistische Einstellung vorwerfen. Der 
Umgangston im Betriebsrat sei durchaus „hin und wieder flapsig“. Das liege daran, dass es von 
allen Betriebsratsmitgliedern gewollt sei, die teilweise abstrakte bürokratische Materie durch 
Auflockerung der Gesprächsatmosphäre zu fördern. Es gehöre zum gepflegten Umgangston 
unter den Betriebsratsmitgliedern und sei bislang nie ein Problem gewesen. Seine Einwände 
blieben erfolglos.

So sieht es das BVerfG
Das BVerfG hält die Wertungen für richtig, die die Arbeitsgerichte getroffen haben, und die sich 
aus den Grundrechten der Meinungsfreiheit und Menschenwürde sowie dem Diskriminierungs­
verbot ergeben. Sie verletzen den Beschwerdeführer nicht in seinem Grundrecht der Meinungs­
freiheit. Die Einschränkung der Meinungsfreiheit durch die arbeitsgerichtliche Bestätigung der 
Kündigung sei verfassungsrechtlich gerechtfertigt. Zutreffend wurde die konkrete Situation als 
maßgeblich angesehen, in der ein Mensch mit dunkler Hautfarbe direkt mit nachgeahmten  
Affenlauten adressiert wird. Der Schluss, dass aufgrund der Verbindung zu einem nach dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verpönten Merkmal keine nur derbe Beleidigung 
vorliege, sondern die Äußerung fundamental herabwürdigend sei, sei auch im Lichte des grund­
gesetzlichen Diskriminierungsverbots korrekt, das sich gegen rassistische Diskriminierung 
wendet.

Menschenwürde vor Meinungsfreiheit
Das Grundrecht der Meinungsfreiheit erfordere im Normalfall eine Abwägung zwischen  
drohenden Beeinträchtigungen der persönlichen Ehre und der Meinungsfreiheit. Die Meinungs­
freiheit trete aber zurück, wenn herabsetzende Äußerungen die Menschenwürde antasten oder 
sich als Formalbeleidigung oder Schmähung darstellen. Das haben die Gerichte hier in  
Anwendung des Kündigungsschutzrechts nicht verkannt, so das BVerfG. Sie hätten ausführlich 
begründet, dass und warum es sich um menschenverachtende Diskriminierung handelt.  
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PAKETZUSTELLDIENST

Arbeitslohn oder geldwerter Vorteil? Wenn der Arbeitgeber 
Verwarnungsgelder des Arbeitnehmers zahlt …

|  Die Ausgleichszahlung eines Verwarnungsgeldes durch den Arbeitgeber führt nicht zu  
Arbeitslohn bei dem Arbeitnehmer, der die Ordnungswidrigkeit (hier: einen Parkverstoß)  
begangen hat. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) jetzt entschieden. Zu klären bleibt aber, ob 
den Fahrern dadurch nicht ein geldwerter Vorteil und damit am Ende doch Arbeitslohn  
zugeflossen ist.  |

Das war geschehen
Die Klägerin betreibt einen Paketzustelldienst im gesamten Bundesgebiet. In manchen Innen­
städten gelang es dem Unternehmen nicht, bei den zuständigen Behörden eine Ausnahme­
genehmigung zu erhalten, um kurzfristig zum Be- und Entladen in ansonsten nicht frei­
gegebenen Bereichen (z.B. Halteverbots- oder Fußgängerzonen) unter bestimmten Auflagen zu 
halten. Folglich nahm es das Unternehmen hin, dass die Fahrer ihre Fahrzeuge zuweilen auch 
in Halteverbotsbereichen oder Fußgängerzonen kurzfristig anhielten. Immer dann, wenn für 
diese Ordnungswidrigkeit Verwarnungsgelder erhoben wurden, zahlte das Unternehmen diese 
als Halterin der Fahrzeuge.

Die Sichtweise der Finanzverwaltung
Das Finanzamt war unter Verweis auf ein früheres BFH-Urteil der Ansicht, es handele sich  
hierbei um Arbeitslohn für die Fahrer. Das Finanzgericht (FG) gab dagegen der Klägerin Recht. 
Der BFH hob das FG-Urteil auf und wies die Rechtssache an das FG zur anderweitigen Verhand­
lung und Entscheidung zurück.

Der BFH bestätigte das FG zunächst darin, dass im Streitfall die Zahlung der Verwarnungs­
gelder auf eine eigene Schuld der Klägerin erfolgt ist und daher nicht zu einem Zufluss von 
Arbeitslohn bei dem Arbeitnehmer führen kann, der die Ordnungswidrigkeit begangen hat.

Das FG muss prüfen
Jetzt muss das FG aber noch prüfen, ob den Fahrern, die einen Parkverstoß begangen hatten, 
nicht dadurch ein geldwerter Vorteil und damit Arbeitslohn zugeflossen ist, weil die Klägerin 
ihnen gegenüber einen Regressanspruch hatte, auf den sie verzichtet hat. Dass es sich bei den 
zugrundeliegenden Parkverstößen um Ordnungswidrigkeiten im absoluten Bagatellbereich 
handelt, spielt nach dem BFH für die Beurteilung, ob Arbeitslohn vorliegt, keine Rolle.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 13.8.2020, VI R 1/17; PM Nr. 50/2020

Danach wird die Menschenwürde angetastet, wenn eine Person nicht als Mensch, sondern als 
Affe adressiert wird, und damit das Recht auf Anerkennung als Gleiche unabhängig von der 
„Rasse“ verletzt wird. Diese Wertung sei ebenso, wie die im Rahmen der fristlosen Kündigung 
geforderte Gesamtwürdigung, verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

QUELLE  |  BVerfG, Beschluss vom 2.11.2020, 1 BvR 2727/19; PM Nr. 101/2020 vom 24.11.2020
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BAURECHT

NACHBARSCHAFTSSTREIT

Anspruch auf Unterlassung der Nutzung  
eines baurechtswidrigen Offenstalls für Pferde
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat jetzt entschieden: Ein Grundstücksnachbar kann von dem 
anderen verlangen, die Pferdehaltung in einem Offenstall zu unterlassen, den dieser ohne 
Baugenehmigung und unter Verstoß gegen das öffentlich-rechtliche Gebot der Rücksicht
nahme errichtet hat.  |

Das war geschehen
Die Parteien sind Nachbarn. Die eine Beklagte ist Inhaberin eines Pferdehofs. Sie errichtete 
ohne Baugenehmigung auf ihrem im Außenbereich gelegenen Grundstück in einer Entfernung 
von etwa 12 Metern vom Einfamilienhaus der Klägerin einen Offenstall für Pferde und stellte 
darin Pferde ein. Die andere Beklagte, deren Geschäftsführerin erstgenannte Beklagte ist,  
betreibt auf dem Grundstück eine Reitschule. 

Die Bauaufsichtsbehörde lehnte im September 2013 die Erteilung einer Baugenehmigung ab. 
Dagegen klagte die Pferdehofinhaberin. Das Verwaltungsgericht (VG) wies diese Klage 2016 mit 
der Begründung ab, der Offenstall lasse die gebotene Rücksichtnahme auf das Wohnhaus der 
Klägerin vermissen. Hierbei falle insbesondere ins Gewicht, dass sich der Stall unmittelbar an 
der Grenze zum Grundstück der hiesigen Klägerin in einer Entfernung von etwa 12,5 Metern zu 
deren Ruheräumen befinde und die Boxen mit dem Auslauf zum Wohnhaus ausgerichtet seien.

Bisheriger Prozessverlauf
Das Landgericht (LG) hat die Beklagten verurteilt, die Haltung von Pferden in dem Offenstall zu 
unterlassen. Auf deren Berufung hat das Oberlandesgericht (OLG) die Klage abgewiesen, soweit 
sie sich gegen die beklagte Reitschuleninhaberin richtet. Hinsichtlich der beklagten Pferdehof-
inhaberin hat es die Verurteilung darauf beschränkt, dass bei der Haltung von Pferden in dem 
Offenstall die Immissionsrichtwerte nach der jeweils geltenden Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) nicht überschritten werden dürften. 

So entschied der BGH 
Der BGH hat das Berufungsurteil aufgehoben und das Urteil des LG im Verhältnis zur beklagten 
Pferdehofinhaberin wiederhergestellt. Hinsichtlich der beklagten Reitschuleninhaberin hat er 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen. 

Die Klägerin hat einen Anspruch darauf, dass die beklagte Pferdehofinhaberin das Halten von 
Pferden in dem Offenstall auf ihrem Grundstück unterlässt. Die Verletzung nachbarschützender 
Vorschriften des öffentlichen Baurechts kann einen solchen verschuldensunabhängigen Unter-
lassungsanspruch des Nachbarn begründen. Zu solchen Normen zählt das Gebot der  
Rücksichtnahme. Dass die Errichtung und die zweckgemäße Nutzung des Offenstalls im  
Verhältnis zu der Klägerin gegen das Gebot der Rücksichtnahme verstoßen, steht aufgrund des 
rechtskräftigen Urteils des VG mit Bindungswirkung für den Zivilprozess fest. Damit hatte die 
Klägerin einen Anspruch auf Unterlassung dieser Nutzung des Stalls. Für das Vorliegen der für 
den Unterlassungsanspruch erforderlichen Wiederholungsgefahr spricht aufgrund der bereits 
erfolgten rechtswidrigen Nutzung des Stalls eine tatsächliche Vermutung, die selbst für den 
Fall nicht widerlegt wäre, dass die beklagte Pferdestallinhaberin seit 2016 keine Pferde mehr in 
den Stall eingestellt haben sollte.
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Hinsichtlich der beklagten Reitschulinhaberin konnte das Urteil ebenfalls keinen Bestand  
haben, da die Klägerin gegen diese einen Anspruch darauf haben kann, keine Pferde in den 
Offenstall einzustellen. Im Hinblick darauf, dass die Klägerin weder anhand des Aussehens der 
Pferde noch – aufgrund der Personenidentität auf Beklagtenseite – anhand der äußeren  
Abläufe beurteilen und darlegen oder gar beweisen kann, welche Pferde jeweils im Eigentum 
der einen oder der anderen Beklagten stehen bzw. standen, trifft die beklagte Reitschul­
inhaberin eine sog. sekundäre Darlegungslast hinsichtlich der Behauptung der Klägerin, sie 
habe Pferde in den Offenstall eingestellt. Dieser hatte sie bislang nicht genügt. Sie muss nun in 
dem erneuten Verfahren vor dem Berufungsgericht zunächst vortragen, welche Pferde in dem 
von der Klägerin behaupteten Zeitraum der Nutzung des Offenstalls in ihrem Eigentum standen 
und wo diese untergestellt waren.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 27.11.2020, V ZR 121/19; PM Nr. 148/2020 vom 27.11.2020

BAUVERTRAG

Wenn das neue Heim nicht fertig wird …
|  In Zeiten niedriger Zinsen liebäugeln viele mit dem Erwerb eines eigenen Hauses oder einer 
eigenen Wohnung. Was aber ist, wenn der Bau nicht rechtzeitig fertiggestellt wird? Mit einem 
solchen Fall hat sich das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg beschäftigt.  |

Der Kläger hatte bei einem Unternehmer für 140.000 Euro eine Eigentumswohnung erworben, 
die sich noch im Bau befand. Im notariellen Kaufvertrag war eine Frist festgehalten, bis zu der 
das Objekt hergestellt werden sollte. Aber was heißt „Herstellung“? Der Kläger meinte, es  
müsse das gesamte Objekt inklusive Außenanlagen fertiggestellt sein. Der Beklagte meinte, es 
reiche aus, wenn der Kläger einziehen könne.

Das OLG betonte, dass es immer auf den individuellen Vertrag ankomme. Im vorliegenden Fall 
ergab die Vertragsauslegung, dass es bei dem verabredeten Datum auf die Bezugsfertigkeit der 
Wohnung ankomme und nicht auf die vollständige Fertigstellung des gesamten Objekts. Die 
Wohnung müsse dazu mit Ausnahme von Mängeln, die nicht die Sicherheit des Wohnens beein­
trächtigten, und mit Ausnahme der Außenanlagen fertiggestellt sein. Denn die Vereinbarung 
einer Frist habe insbesondere den Sinn, dass sich der Bauherr auf einen Einzugstermin  
einstellen könne.

Der Kläger könne daher Schadenersatz – z. B. Kosten für die Anmietung einer Ersatzwohnung 
oder Fahrtkosten – für die Zeit zwischen dem verabredeten Termin und der Bezugsfertigkeit 
verlangen. Dafür, dass nach der Bezugsfertigung der Wohnung an dem Gesamtobjekt noch  
Arbeiten vorzunehmen wären, könne er keinen Schadenersatz verlangen. Er könne aber einen 
gewissen Betrag wegen der noch offenen Mängel und Restarbeiten zurückbehalten. Im  
konkreten Fall stehe dem Kläger daher ein sog. Leistungsverweigerungsrecht in Höhe von 
10.000 Euro einschließlich eines „Druckzuschlags“ von 5.000 Euro zu. In dieser Höhe müsse er 
den Kaufpreis noch nicht zahlen, sondern erst nach vollständiger Fertigstellung des Gesamt­
objekts.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 21.7.2020, 13 U 28/20; PM Nr. 33/2020
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

VEREINFACHTES VERFAHREN

Wer zu spät kommt, muss Unterhalt zahlen
|  Der Unterhalt eines minderjährigen Kindes, das mit dem in Anspruch genommenen Eltern-
teil nicht in einem Haushalt lebt, kann im sog. vereinfachten Verfahren festgesetzt werden. 
Dort sollen Unterhaltsfragen möglichst schnell geklärt werden. Doch der Antragsgegner 
kann in diesem Verfahren bestimmte Einwendungen geltend machen, zum Beispiel gegen die 
Zulässigkeit des Verfahrens. Wie so oft, liegen hier aber die Tücken im Detail verborgen.  |

So hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm nun entschieden: Im vereinfachten Verfahren über 
den Unterhalt Minderjähriger ist die Einwendung, nicht der Vater des betroffenen Kindes zu 
sein, im erstinstanzlichen Verfahren geltend zu machen. Andernfalls ist der Antragsgegner mit 
diesem Einwand im Beschwerdeverfahren ausgeschlossen. Denn die strengen Formvorschriften 
sollen das vereinfachte Verfahren beschleunigen. Das Familiengericht muss in diesem verein-
fachten Verfahren auch nicht von sich aus die Vaterschaft des Antragsgegners überprüfen.

Hat es ein Antragsgegner versäumt, in erster Instanz seine Vaterschaft zu bestreiten, ist aber 
nicht alles verloren. Er kann dies nachholen. Er muss dazu dann ein sog. gesondertes  
Abänderungsverfahren einleiten.

QUELLE  |  OLG Hamm, Beschluss vom 14.10.2020, 2 WF 138/20

SORGERECHTSVERFAHREN

Kein Schmerzensgeldanspruch gegen Dolmetscherin
|  Das Amtsgericht (AG) Frankfurt a. M. hat entschieden: Eine Dolmetscherin verstößt nicht 
gegen ihre Berufspflichten, wenn sie neben der reinen Übersetzung auch Einschätzungen und 
Angaben zum Aussageverhalten macht.  |

Dem zugrundeliegenden Rechtsstreit ging ein familienrechtliches Sorgerechtsverfahren  
voraus, im Rahmen dessen die Richterin das minderjährige Kind der späteren Klägerin anhörte. 
Da das Kind kein Deutsch sprach, wurde die jetzige Beklagte als Dolmetscherin für Polnisch 
hinzugezogen. Sie ist nach der Kindesanhörung richterlich dazu befragt worden, welchen  
Eindruck sie von dem Kind habe; ob es mit eigenen Worten oder fremdbestimmt gesprochen 
habe. Hierauf antwortete die jetzige Beklagte, dass sie den Eindruck habe, das Kind werde  
erpresst und wolle eigentlich etwas ganz anderes sagen. Daraufhin wurde der Kindesmutter 
das Sorgerecht einstweilen entzogen. Dies veranlasste sie wiederrum, die jetzige Klage vor dem 
AG auf Zahlung von Schmerzensgeld i. H. v. mindestens 5.000 Euro zu erheben. Sie war dabei 
der Auffassung, die beklagte Dolmetscherin habe sich durch ihre Einschätzungen parteiisch 
verhalten, habe ihre Grenzen überschritten und sei zumindest mitursächlich für den  
Sorgerechtsentzug gewesen.

Das AG hat die Schmerzensgeldklage voll abgewiesen. Ein Anspruch ergebe sich insbesondere 
nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Dolmetscherpflichten oder aus einer Verletzung des  
allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Klägerin. Zur Begründung hat das AG ausgeführt, dass 
das gerügte Verhalten weder durch das Hessischen Dolmetschergesetz untersagt sei, noch  
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GESETZENTWURF

Einen Monat mehr Elternzeit bei Frühgeburten
|  Die Bundesregierung will die Elternzeit bei Frühgeburten um einen Monat verlängern und 
die Möglichkeiten für Teilzeit flexibler gestalten. Der entsprechende Gesetzentwurf zur  
Novellierung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (Bundestags-Drucksache 
19/24438) sieht vor, dass der Bezug des Elterngeldes um einen weiteren Monat verlängert 
wird, wenn das Kind sechs Wochen vor dem errechneten Geburtstermin oder früher zur Welt 
kommt.  |

Dieser zusätzliche Basiselterngeld-Monat soll auch in zwei Elterngeld-Plus-Monate umgewan
delt werden können. Zudem soll die erlaubte wöchentliche Arbeitszeit für Eltern, die während 
des Elterngeldbezugs in Teilzeit arbeiten, von 30 auf 32 Stunden angehoben werden. Der  
Partnerschaftsbonus, der die parallele Teilzeit beider Eltern ermöglicht, soll künftig mit 24 bis 
32 Wochenstunden bezogen werden können, statt mit bisher 25 bis 30 Wochenstunden.

Finanziert werden sollen die Änderungen durch eine Absenkung der Einkommensgrenze für 
den Bezug des Elterngeldes. So sollen Eltern, die gemeinsam über ein Jahreseinkommen von 
mehr als 300.000 Euro verfügen, kein Elterngeld mehr beziehen können. Bislang lag die  
Einkommensgrenze bei 500.000 Euro Jahreseinkommen. Nach Angaben der Regierung betrifft 
die Regelung etwa 7.000 der derzeitigen Bezieher des Elterngelds. Die Einkommensgrenze für 
Alleinerziehende soll unverändert bei 250.000 Euro liegen.

QUELLE  |   Deutscher Bundestag, heute im bundestag (hib) 1296/2020 vom 24.11.2020

GESETZENTWURF

Datenübermittlung bei Kindeswohlgefährdung  
soll erleichtert werden
|  Erweiterte Möglichkeiten der Datenübermittlung bei Kindeswohlgefährdungen sieht ein  
Gesetzentwurf des Bundesrates vor (Bundestagsdrucksache 19/24446 vom 18.11.2020). Wie es 
in der Vorlage heißt, ist die bisherige Ermächtigungsgrundlage defizitär.  |

Ein im Interesse der Kinder und Jugendlichen erforderlicher Informationsaustausch zwischen 
den Gerichten und den Staatsanwaltschaften einerseits und den Jugendämtern andererseits 
dürfe jedoch nicht an überhöhten Hürden scheitern, so der Bundesrat. Deshalb soll das  
Kriterium der „erheblichen Gefährdung“ durch Bezugnahme auf das einfache Kindeswohl  
ersetzt werden mit dem Ziel einer Prüfung der Gefährdungslage durch das Jugendamt. Denn 
die Gerichte und Staatsanwaltschaften seien bisher nur ermächtigt, erhebliche Gefährdungen 
Minderjähriger zu melden.

QUELLE  |  Deutscher Bundestag, heute im bundestag (hib) 1278/2020 vom 19.11.2020

widerspreche es dessen Schutzzweck. Gerade, wenn eine Manipulation des Aussageverhaltens 
eines Kindes im Raume stehe, könne es durchaus notwendig sein, dass über die reine  
Übersetzung der Dolmetscherin hinaus Angaben zur Wortwahl und zur Sprachgeschwindigkeit 
erfolgen. Es sei korrektive Aufgabe des Gerichts, überschießende sowie nicht zum Aufgaben-
kreis der Dolmetscherin gehörende Äußerungen auszugrenzen.

QUELLE  |  AG Frankfurt a. M., Urteil vom 20.12.2019, 29 C 1828/19 (85); PM Nr. 16/2020
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ERBKRANKHEIT

Muskelkrankheit Myotone Dystrophie Typ 1:  
Präimplantationsdiagnostik im Einzelfall zulässig

|  Besteht für Nachkommen eines genetisch vorbelasteten Paares das hohe Risiko, an der 
klassischen Form der Myotonen Dystrophie Typ 1 zu erkranken, kann im Einzelfall die Durch-
führung einer Präimplantationsdiagnostik (PID) erlaubt sein. Das hat jetzt das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

Ablehnung durch die Bayerische Ethikkommission
Die Bayerische Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik lehnte die von der Klägerin 
beantragte Zustimmung ab, eine PID durchzuführen. Eine PID dürfe nach dem Embryonen-
schutzgesetz (ESchG) nur vorgenommen werden, wenn das hohe Risiko einer schwerwiegenden 
Erbkrankheit bestehe. Diese Voraussetzungen seien nicht gegeben. Bei dem Partner der  
Klägerin liege eine genetische Disposition für die Muskelerkrankung Myotone Dystrophie Typ 1 
vor. Charakteristische Symptome seien Muskelsteifheit und eine langsam fortschreitende  
Muskelschwäche, insbesondere der Gesichtsmuskeln, der Hals- und Nackenmuskulatur sowie 
der Muskulatur von Unterarmen und -schenkeln. Bei einer ganz beachtlichen Zahl von  
Patienten zeige sich die Erkrankung aber erst im höheren Lebensalter. Für eine schwere  
kindliche Form des Krankheitsbildes bestehe lediglich eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit, da 
sie i. d. R. nur über die Mutter vererbt werde. Auch vor dem Verwaltungsgericht (VG) und dem 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) war die Klage erfolglos.

Bundesverwaltungsgericht ist anderer Meinung
Das BVerwG hat der Revision der Klägerin stattgegeben und den beklagten Freistaat Bayern 
verpflichtet, ihren Antrag auf Durchführung einer PID zustimmend zu bewerten. Die Klägerin 
habe einen Anspruch auf Erteilung der Zustimmung der Ethikkommission, weil für ihre Nach-
kommen das hohe Risiko einer schwerwiegenden Erbkrankheit bestehe. Hinsichtlich des  
Vorliegens dieser Voraussetzungen sei der Ethikkommission kein Beurteilungsspielraum  
eingeräumt. Ihre Entscheidung unterliege der vollen gerichtlichen Überprüfung.

Schwerwiegende Erbkrankheit
Erbkrankheiten seien insbesondere schwerwiegend, wenn sie sich durch eine geringe Lebens-
erwartung oder Schwere des Krankheitsbilds und schlechte Behandelbarkeit von anderen  
Erbkrankheiten wesentlich unterscheiden. Über die Zulässigkeit der PID sei in jedem Einzelfall 
gesondert zu entscheiden. Wenn fraglich sei, ob die Erbkrankheit bereits wegen der  
genetischen Disposition eines Elternteils hinreichend schwer wiege, seien auch mit dieser  
Disposition in Zusammenhang stehende weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, wie etwa 
der Umstand, dass die Eltern bereits ein Kind mit der schweren Erbkrankheit haben oder die 
Frau nach einer Pränataldiagnostik und ärztlichen Beratung einen Schwangerschaftsabbruch 
hat vornehmen lassen, oder dass der Elternteil mit der genetischen Disposition selbst hieran 
erkrankt ist.
Danach lägen im Fall der Klägerin die Voraussetzungen des hohen Risikos einer schwer
wiegenden Erbkrankheit vor. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Nachkommen der Klägerin und 
ihres Partners an der klassischen Form der Myotonen Dystrophie Typ 1 erkrankten, lägen bei 50 
Prozent. Die Symptome würden in der Jugend oder im frühen Erwachsenenalter beginnen. Die 
Krankheit verlaufe progredient, also fortschreitend. Betroffene hätten mit erheblichen  
Beeinträchtigungen in der Lebensgestaltung und einer geringeren Lebenserwartung zu  
rechnen. Im Fall der Klägerin komme hinzu, dass ihr Partner selbst deutliche Symptome der 
Erkrankung zeige.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 5.11.20, 3 C 12.19;PM Nr. 63/2020 vom 5.11.2020
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WEG-VERWALTUNG

Jahresrechnung: Es kommt auf den Zeitpunkt  
des Beschlusses an
|  Für die Beurteilung eines Eigentümerbeschlusses über die Jahresabrechnung kommt es 
auf den Zeitpunkt des Beschlusses an. Er kann nicht durch nachgeholte Abrechnungen, Klar­
stellungen etc. geheilt werden.  |

Das hat jetzt das Landgericht (LG) Rostock entschieden. Im seiner Entscheidung zugrunde  
liegenden Fall genügte die Jahresabrechnung im Zeitpunkt der Beschlussfassung nicht den 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnungslegung. So war bereits nicht erkennbar, 
welche Vorschüsse geleistet wurden. Die Nachbesserung ließ das LG nicht mehr genügen.

Für den Verwalter ergeben sich aus der Entscheidung besondere Sorgfaltspflichten, wenn er 
eine eigene Haftung vermeiden will. Der Inhalt der Jahresabrechnung ist in § 3 des Wohnungs­
eigentumsgesetzes (WEG) nicht geregelt. Die Abrechnungspflicht bestimmt sich daher nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB). Danach muss die Abrechnung eine geordnete und über­
sichtliche, inhaltlich zutreffende Aufstellung sämtlicher Einnahmen und Ausgaben für das  
betreffende Wirtschaftsjahr enthalten. Sie muss für einen Eigentümer verständlich sein, ohne 
dass er einen Buchprüfer oder sonstigen Sachverständigen hinzuzieht. An die Stelle der im 
Wirtschaftsplan geschätzten Daten treten die tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben.

Zur Verständlichkeit der Jahresabrechnung hat auch das LG Dortmund klargestellt: Sie muss 
sich „aus sich heraus“ ergeben. Eine „aus sich heraus“ verständliche Aufstellung der Ein­
nahmen und Ausgaben liegt nicht vor, wenn erst aus anderweitigen Unterlagen, die nicht  
Bestandteil der Abrechnung und Gegenstand des Beschlusses sind, Einnahme- oder Ausgabe­
kosten ersichtlich werden. Dies gelte sogar, wenn diese Unterlagen zur Einsicht bereitgehalten 
werden oder bei Beschlussfassung vorliegen.

QUELLE  |  LG Rostock, Urteil vom 17.1.2020, 1 S 41/17, Abruf-Nr. 219006 unter www.iww.de; LG Dortmund, Urteil vom 13.12.2019, 
17 S 140/19

BETRIEBSKOSTENUMLAGE

Kosten der Baumfällung nicht umlagefähig
|  Die Kosten für die Gartenpflege können Vermieter grundsätzlich über die Betriebskosten 
auf ihre Mieter umlegen. Denn hierbei handelt es sich um laufende Kosten. Das hat jetzt das 
Amtsgericht (AG) Leipzig klargestellt. Es hat aber auch auf eine wichtige Ausnahme  
hingewiesen.  |

Hierunter fallen nämlich nicht die Kosten für das Fällen von Bäumen. Zwar genüge ein mehr­
jähriger Turnus, um Kosten als „laufend“ anzuerkennen. Das Fällen eines Baums geschehe 
aber nur einmal. Daher sind die dabei entstehenden Kosten (hier sollte der Mieter rund 50 Euro 
zahlen) regelmäßig nur einmalige Ausgaben. Fällkosten gehören also nicht in die Betriebs­
kostenabrechnung, so das AG.
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FERIENWOHNUNG

Eigenmächtiges Handeln des Vermieters kann teuer werden
|  Kommt es zu Streitigkeiten hinsichtlich der Anmietung einer Ferienwohnung, darf der  
Vermieter nicht ohne Weiteres das Schloss austauschen. Dies zeigt ein Urteil des  
Verwaltungsgerichts (VG) Berlin.  |

Der Kläger hatte eine Wohnung in Berlin an zwei Feriengäste vermietet. Kurz nach deren Einzug 
wandte er sich an die Polizei und teilte mit, die Gäste hätten zwar die Buchungskosten, nicht 
aber weitere Gebühren für ein verspätetes Einchecken entrichtet. Die Polizei solle daher sein 
Hausrecht durchsetzen und die Mieter aus der Wohnung entfernen. Dieser Aufforderung kam 
die Polizei nicht nach und verwies den Kläger auf die zivilrechtliche Geltendmachung seiner 
Ansprüche.

Am frühen Morgen des nächsten Tages alarmierten die beiden Touristen ihrerseits die Polizei, 
weil sie feststellen mussten, dass sie mit dem ihnen überlassenen Schlüssel nicht mehr in die 
Wohnung gelangen konnten. Dort befänden sich indes ihre persönlichen Sachen, darunter ein 
Medikament, auf dessen Einnahme einer von ihnen als HIV-positive Person dringend  
angewiesen sei. Die Polizei veranlasste daraufhin die Türöffnung durch einen Schlüsseldienst. 
Der erkrankte Gast nahm seine Medikamente im Beisein der Polizei ein. Für den Polizeieinsatz 
stellte der Polizeipräsident in Berlin dem Kläger eine Gebühr in Höhe von 135,71 Euro in  
Rechnung, zuzüglich der Kosten für den Schlüsseldienst in Höhe von 210,78 Euro.

Hiergegen wandte sich der Kläger mit seiner Klage, die das VG Berlin abgewiesen hat. Die  
Polizei habe die Wohnungsöffnung seinerzeit zu Recht anordnen und den Kläger rechtmäßig für 
die Kosten in Anspruch nehmen dürfen. Grundlage hierfür sei das Allgemeine Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz Berlin gewesen, wonach die Polizei eine Wohnung ohne Einwilligung des  
Inhabers u.a. dann betreten und durchsuchen dürfe, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben erforderlich sei. Dies sei hier der Fall gewesen, weil der mit HIV  
infizierte Tourist auf die tägliche Einnahme seiner Medikamente angewiesen gewesen und das 
Betreten der Wohnung mutmaßlich durch das Auswechseln des Schlosses seitens des Klägers 
unmöglich geworden sei. Der Erkrankte habe entgegen der Ansicht des Klägers auch nicht  
ohne Weiteres anderweitige ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen können, weil er auf die  
Medikamente eingestellt gewesen sei. Der Kläger sei als Veranlasser der Maßnahme auch der 
richtige Kostenschuldner. 

QUELLE  |  VG Berlin, Urteil vom 12.10. 2020, VG 1 K 107.19; PM Nr. 58/2020

Wie das AG Leipzig urteilten auch schon andere Gerichte, so z. B. das AG Garmisch-Parten
kirchen. Die Besonderheit hier: Die Vermieterin hatte eine 65 Jahre alte morsche Esche fällen 
lassen. Dies hatte die Gemeinde ihr aufgrund der Baumschutzverordnung vorgeschrieben. 
Selbst, dass die Vermieterin durch das Fällen ihrer Verkehrssicherungspflicht nachgekommen 
sei, ändere nichts daran, dass sich die Mieter nicht an den Kosten beteiligen müssen. Denn 
diese seien letztlich für den Mieter unkalkulierbar und könnten sogar eine Monatsmiete  
übersteigen.

QUELLE  |  AG Leipzig, Urteil vom 14.4.2020, 168 C 7340/19, Abruf-Nr. 219244 unter www.iww.de; AG Garmisch-Partenkirchen, 
Urteil vom 17.10.2016, 5 C 449/16
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SCHADENERSATZ

Haftung für Verletzungen nach Foulspiel  
bei Verbandsfußballspiel
|  Begeht ein Verbandsfußballspieler vorsätzlich ein brutales Foulspiel im Sinne der Regeln 
des Deutschen Fußballbundes, haftet er für die dadurch hervorgerufenen Verletzungen  
seines Gegners. Das hat das Schleswig-Holsteinische Oberlandesgerichts (OLG) jetzt  
entschieden.  |

Der Kläger war Stürmer, der Beklagte spielte auf einer Verteidigerposition. Sie gehörten unter-
schiedlichen Fußballmannschaften an. Im Mai 2017 trafen die beiden Fußballmannschaften in 
einem Kreisklassenpunktspiel aufeinander. In der 8. Spielminute nahm der Kläger in Höhe des 
Mittelkreises einen Ball an und wollte diesen weiterspielen. Dazu kam es nicht mehr, weil er von 
dem Beklagten gefoult wurde. Der Schiedsrichter ahndete das Foul mit einer roten Karte. Der 
Kläger erlitt infolge des Foulspiels erhebliche Verletzungen. Er verlangt nun von dem Beklagten 
Schmerzensgeld und die Feststellung, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihm auch zukünftig 
entstehende Schäden zu ersetzen. Das Landgericht (LG) hat die Klage abgewiesen. Die  
Berufung des Klägers vor dem OLG hatte in vollem Umfang Erfolg.

Der Beklagte hat sich gegenüber dem Kläger schadenersatzpflichtig gemacht, denn er hat ein 
grobes Foulspiel im Sinne der Regel 12 der Fußball-Regeln des Deutschen Fußballbundes (DFB) 
für die Saison 2016/2017 begangen und die schwerwiegende Verletzung des Klägers bedingt 
vorsätzlich billigend in Kauf genommen.

Die Haftung für Verletzungen bei spielerischen Wettkämpfen mit erhöhtem Gefährdungs
potenzial, wie etwa einem Fußballspiel, ist grundsätzlich reduziert. Insoweit ist davon aus
zugehen, dass jeder Teilnehmer die Verletzungen in Kauf nimmt, die auch bei einer Sport
ausübung nach den anerkannten Regeln nicht zu vermeiden sind. Handelt es sich um ein  
Fußballverbandsspiel, bieten die Fußballregeln des DFB einen wichtigen Maßstab dafür, was als 
ordnungsgemäßes Spielverhalten anzusehen ist. Jedoch führt nicht jeder objektive Regel
verstoß zwingend zu einer Schadenersatzverpflichtung. Entscheidend ist vielmehr der Grad des 
Regelverstoßes und das Maß des Verschuldens, das den Verletzer trifft.

Hier hat der Beklagte einen erheblichen Regelverstoß begangen und die schwere Verletzung 
des Klägers billigend in Kauf genommen. Er hatte ein „brutales Spiel“ im Sinne der Regel 12 des 
DFB begangen. Er hat dieses grobe Foul begangen, ohne dass die Spielsituation einen Anlass 
dafür bot. Er hatte keine realistische Möglichkeit, den Ball zu erobern.

QUELLE  |  Schleswig-Holsteinisches OLG, Urteil vom 19.11.2020, 7 U 214/19; PM Nr. 12/2020 vom 24.11.2020

DÜSSELDORF

Mietfahrräder dürfen nicht mehr überall abgestellt werden
|  Die “Call a Bike“-Mietfahrräder der Deutschen Bahn dürfen in Düsseldorf nicht weiter im 
öffentlichen Straßenraum, etwa auf Gehwegen, abgestellt werden. Dies hat das Ober
verwaltungsgericht (OVG) Münster im Eilverfahren entschieden und den vorausgehenden  
Beschluss des Verwaltungsgerichts Düsseldorf geändert.  |



MONATSRUNDSCHREIBEN� 01-2021

Verbraucherrecht

KEIN SCHADENERSATZ

Wenn der demente Patient aus dem Bett ohne Bettgitter fällt
|  Bettgitter und Fixierungen in Pflegeheimen können zu Verletzungsgefahren führen. Daher 
ist es nicht zu beanstanden, wenn diese Maßnahmen nicht ergriffen werden, um demente 
Patienten zu schützen. So hat es jetzt das Landgericht (LG) Köln entschieden.  |

Die Klägerin machte Ansprüche auf Schmerzensgeld von mindestens 35.000 Euro wegen  
fehlerhafter Pflege gegen die Beklagte, die Trägerin einer Pflegeeinrichtung, geltend. Die  
bereits verstorbene Mutter der Beklagten war im Pflegeheim gestürzt. Sie litt an einer fort­
geschrittenen Demenz (Pflegegrad V). Eines Nachts stand sie aus ihrem Bett auf, stürzte und 
erlitt eine Platzwunde. In einer anderen Nacht verließ sie ihr Zimmer und wurde vor einem 
Balkon im Speisesaal des Pflegeheims liegend schwer verletzt gefunden (Oberschenkelhals­
bruch, Gehirnblutung). Sie kam ins Krankenhaus und musste operiert werden. Danach war sie 
in deutlich höherem Maße pflegebedürftig.

Die Klägerin meinte, der Tod ihrer Mutter sei auf den Sturz zurückzuführen. Das Pflegeheim 
habe entweder die bei der Mutter bestehende Sturzgefahr verkannt bzw. nicht richtig darauf 
reagiert. Bettgitter seien erforderlich gewesen, das Bett hätte tiefer eingestellt werden, ihre 
Mutter im Bett fixiert werden müssen und sie sei genauer zu beobachten gewesen.

Das LG hat die Ansprüche abgewiesen, da es Pflegefehler nicht als erwiesen ansah. Das  
Gutachten eines Pflegesachverständigen hatte ergeben, dass die Pflegekräfte alle  
erforderlichen Maßnahmen getroffen hatten. Bettgitter oder Fixierung seien kontraproduktiv 
(Strangulationsgefahr). Außerdem führe die erzwungene Unbeweglichkeit zu einem  

Die Stadt Düsseldorf hatte der Antragstellerin, der Deutsche Bahn Connect GmbH, per  
Ordnungsverfügung aufgegeben, die „komplette Leihfahrräderflotte“ aus dem öffentlichen 
Straßenraum zu entfernen und das Abstellen der Fahrräder auch in Zukunft zu unterlassen, 
weil die dafür erforderliche Sondernutzungserlaubnis fehle. Auf Antrag des Unternehmens  
hatte das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf mit Eilbeschluss von Mitte September die  
Nutzung des öffentlichen Straßenraums zwar vorläufig weiter zugelassen, weil das Aufstellen 
und Anbieten der Mietfahrräder keine Sondernutzung sei. Die dagegen gerichtete Beschwerde 
der Stadt Düsseldorf hatte aber Erfolg.

Das OVG hat ausgeführt: Die Ordnungsverfügung sei voraussichtlich rechtmäßig. Das  
stationsunabhängige Aufstellen der Fahrräder im öffentlichen Straßenraum zwecks  
Vermietung sei eine Sondernutzung, wofür die Antragstellerin nicht die erforderliche Erlaubnis 
habe. Die Nutzung des öffentlichen Straßenraums durch das Abstellen der Fahrräder sei kein 
Gemeingebrauch. Denn die Straße werde hier nicht vorwiegend zum Verkehr genutzt;  
insbesondere seien die Mieträder nicht nur zum Parken abgestellt. Nach dem Geschäftsmodell 
der Antragstellerin („Call a Bike“) stünden sie zwar auch zwecks späterer Wiederinbetrieb­
nahme im Straßenraum. Im Vordergrund stehe aber der gewerbliche Zweck, mithilfe des  
abgestellten Fahrrads den Abschluss eines Mietvertrags zu bewirken. Die Nutzung der Straße 
unterscheide sich insofern nicht von sonstigem Straßenhandel, der regelmäßig als Sonder­
nutzung zu qualifizieren sei. Die deshalb erforderliche Sondernutzungserlaubnis liege nicht vor, 
die Antragstellerin habe eine solche auch nicht beantragt.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

QUELLE  |  OVG Münster, Beschluss vom 20.11.2020, 11 B 1459/20; PM vom 20.11.2020



MONATSRUNDSCHREIBEN� 01-2021

Verbraucherrecht

Muskelabbau und dieser zu einer fortschreitenden motorischen Verunsicherung. Sie erhöhe die 
Sturzgefahr sogar. Die Bettgitter könnten ebenfalls eine Sturzgefahr erhöhen, weil demente 
Patienten, denen die Einsicht in die Sinnhaftigkeit der Maßnahme fehle, den Seitenschutz zu 
überklettern versuchen und damit Stürze aus größerer Höhe begünstigen.

QUELLE  |  LG Köln, Urteil vom 27.10.2020, 3 O 5/19

FEUERWEHREINSATZ

Auf die Satzung kommt es an: Verursachen Kinder  
einen Brand, müssen Eltern (nicht) zahlen
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Hannover hat die Klage einer Mutter gegen einen Kosten­
bescheid der Stadt Elze abgewiesen. Die Kosten waren entstanden, weil zwei Kinder im Alter 
von 11 und 13 Jahren auf einem brachliegenden Industriegelände in Elze ein Großfeuer  
verursacht hatten, bei dem eine Lagerhalle vollständig abgebrannt ist. Die Freiwillige Feuer­
wehr war mit allen verfügbaren Einheiten mit mehr als 100 Personen über mehrere Stunden 
mit den Löscharbeiten beschäftigt und wurde dabei von der Ortswehr der Nachbargemeinde 
Alfeld unterstützt.   |

Hohe Gebührenrechnung
Die Stadt Elze hat gegen die Eltern der Kinder Gebühren in Höhe von ca. 38.000 Euro für den 
Feuerwehreinsatz festgesetzt. Die Mutter des dreizehnjährigen Kindes hatte gegen diesen  
Bescheid Klage eingereicht und geltend gemacht, dass sie selbst ihre Aufsichtspflicht nicht 
verletzt habe. Auch der Brand sei – jedenfalls durch ihren Sohn – nicht fahrlässig oder  
vorsätzlich verursacht worden. Ihr Kind habe zwar zuhause ein Feuerzeug entwendet und mit 
auf das Industriegelände gebracht, das Feuer sei aber durch das andere Kind angezündet  
worden.

So argumentiert das Verwaltungsgericht
Das Gericht ist diesem Vortrag nicht gefolgt. Der Bescheid sei rechtmäßig, soweit er einen  
Betrag in Höhe von rund 36.000 Euro betreffe. Die Beklagte habe Gebühren für grundsätzlich 
gebührenfreie Brandeinsätze erheben dürfen, wenn diese durch vorsätzliches oder grob fahr­
lässiges Handeln verursacht worden seien.

Der Brand sei durch grob fahrlässiges Handeln des Sohnes der Klägerin sowie dessen  
Freundes verursacht worden. Nach den Aussagen der Kinder bei der Polizei sei das Feuer  
dadurch entstanden, dass der elfjährige Freund des Sohnes der Klägerin eine Dämmmatte  
angezündet habe. Nachdem zunächst ein kleines Feuer entstanden sei, welches dieser sofort 
wieder ausgepustet habe, habe der Sohn der Klägerin ihn als Feigling bezeichnet und ihn damit 
angestachelt, die Dämmmatte ein zweites Mal anzuzünden, was sodann zu dem Großbrand  
geführt habe. Nach Ansicht des VG begründete dieses Verhalten ein grob fahrlässiges Handeln, 
denn die Kenntnis, dass Feuer außerhalb geschlossener Feuerstätten außer Kontrolle geraten 
könne, sei auch unter Berücksichtigung des Alters der Kinder bereits zu erwarten gewesen. Die 
Klägerin könne als Mutter des Verursachers herangezogen werden. Diese einschlägigen  
Vorschriften sähen vor, dass für Personen, die noch nicht 14 Jahre alt seien, die ordnungsrecht­
lichen Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden könne, die zur Aufsicht über sie 
verpflichtet sei und zwar unabhängig davon, ob diese ihre Aufsichtspflicht verletzt habe.

Auf die Gebührensatzung kommt es an
Das VG stellte aber auch fest, dass die Heranziehung der Klägerin insoweit rechtswidrig  
gewesen sei, als die Beklagte auch Einsatzkräfte und Fahrzeuge der Stadt Alfeld im Umfang von 
knapp 2.000 Euro in Ansatz gebracht habe. Die Heranziehung zu den Kosten der  
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Nachbarschaftshilfe anderer Gemeinden sei zwar grundsätzlich möglich, setze aber voraus, 
dass die Stadt Alfeld Gebühren für grob fahrlässig verursachte Brände erheben könnte. Dies sei 
hier nicht der Fall, weil die Satzung der Stadt Alfeld – anders als die der Stadt Elze – keine  
entsprechende Regelung habe.

QUELLE  |  VG Hannover, Urteil vom 18.11.2020, 10 A 3988/19; PM vom 18.11.2020

TIERHALTERHAFTPFLICHT

Versicherung muss vereinbarten Risikoausschluss beweisen
|  Tierhalterhaftpflichtversicherungen können wirksam ihre Deckungspflicht für Ansprüche 
ausschließen, bei denen der Schaden durch „bewusstes Abweichen von der Haltung und 
Züchtung von Hunden dienenden Gesetzen, Verordnungen und behördlichen Verfügungen 
oder Anordnungen“ verursacht wurde. Dies muss aber die Versicherung nachweisen. So hat 
es jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a. M. entschieden.  |

Wenn ein Hund ein Kind beißt
Der Hund der Versicherungsnehmerin einer Tierhalterhaftpflichtversicherung hatte ein  
10-jähriges Kind gebissen. Daraufhin verbot die Kreisverwaltung Begegnungskontakte des 
Hundes mit Kindern bis 14 Jahren. Später saß die Versicherungsnehmerin mit dem angeleinten 
Hund in einer öffentlichen Parkanlage mit Spielplatzgelände auf einer Parkbank. Da näherte 
sich ein zweijähriges Kind und streichelte den Hund. Der Hund biss das Kind ins Gesicht. Das 
Kind erlitt hierbei schwere Verletzungen. Die Versicherungsnehmerin verlangte von ihrer  
Versicherung, dass diese die Zahlungsansprüche des Kindes ausgleiche.

In den Allgemeinen Versicherungsbedingungen der Tierhalterhaftpflichtversicherung heißt es: 
„Ausgeschlossen bleiben Ansprüche gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Ver
sicherten, der den Schaden durch bewusstes Abweichen von der Haltung und Züchtung von 
Hunden dienenden Gesetzen, Verordnungen und behördlichen Verfügungen oder Anordnungen 
am Wohnort des Versicherungsnehmers verursacht hat.“ Auf diesen Risikoausschluss berief 
sich die Versicherung und wollte nicht zahlen.

So entschied das OLG
Das OLG Frankfurt gab der Klage jedoch statt. Die Versicherung könne sich nicht auf den  
Risikoausschluss berufen. Dieser sei zwar wirksam. Er enthalte weder eine unangemessene 
Benachteiligung noch sei er ungewöhnlich oder überraschend. Schließlich genüge er auch dem 
Transparenzgebot, da er eindeutige und festumrissene Begriffe aus der Rechtssprache  
verwende. Die Plicht, eine Klausel klar und deutlich zu formulieren, bestehe nur im Rahmen 
des Möglichen. „Allgemeine Geschäftsbedingungen können nicht stets so formuliert werden, 
dass dem Kunden jedes eigene Nachdenken erspart bleibt“, ergänzte das OLG. Daher sei es 
unschädlich, dass nicht alle Gesetze, Verordnungen, Verfügungen und Anordnungen, die dem 
Züchten und Halten von Hunden dienen, in der Klausel aufgezählt würden.

Hier habe aber die Versicherungsnehmerin nicht bewusst gegen „die Haltung und Züchtung von 
Hunden dienenden Gesetze“ etc. verstoßen. Es sei keine konkrete vorsätzlich begangene 
Pflichtverletzung festzustellen. Es sei nicht nachweisbar, dass die Versicherungsnehmerin  
gewusst habe, dass das Betreten des Geländes mit einem Hund verboten gewesen sei. Die  
Klägerin habe unwiderlegt ausgeführt, dass sie den Spielplatz zuvor nicht gekannt habe. Sie 
habe auch keine Verbotsschilder für Hunde wahrgenommen. Es sei auch nicht nachgewiesen, 
dass ihr der Bescheid der Kreisverwaltung vorher bekannt gewesen sei.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 15.7.2020, 7 U 47/19, Abruf-Nr. 217518 unter www.iww.de
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VERKEHRSRECHT

SANKTIONEN

Nicht zu unterschätzen: Rücksichtslosigkeit  
bei der Straßenverkehrsgefährdung
|  Oft geht es bei Verkehrsunfällen nicht „bloß“ um ein Bußgeld. Schnell kann auch eine  
strafrechtliche Verurteilung im Raum stehen, z. B., wenn im Rahmen einer Straßenverkehrs-
gefährdung eine sog. Rücksichtslosigkeit nachgewiesen wird. Doch wann ist ein Verhalten in 
diesem Sinn rücksichtslos? Zwei Oberlandesgerichte (OLG) haben sich in der letzten Zeit mit 
dieser Frage befasst.  |

1. Wann ist eine Straßenverkehrsgefährdung rücksichtslos?
Rücksichtslos handelt, wer sich zwar seiner Pflichten als Verkehrsteilnehmer bewusst ist, sich 
aber aus eigensüchtigen Gründen, etwa seines ungehinderten Fortkommens wegen, darüber 
hinwegsetzt. Das gilt auch, wenn derjenige darauf vertraut hat, dass es zu einer Beeinträchti-
gung anderer Personen nicht kommen werde.

Das OLG Karlsruhe hat jetzt ergänzt: Rücksichtslos handelt auch, wer sich aus Gleichgültigkeit 
nicht auf seine Pflichten besinnt und Hemmungen gegen seine Fahrweise gar nicht erst  
aufkommen lässt – kurz: unbekümmert um die Folgen seiner Fahrweise drauflosfährt. 

Hierauf, so betont es das OLG, kann allerdings nicht schon aus den äußeren Umständen  
geschlossen werden, wenn ein Verkehrsteilnehmer in einer leichten Rechtsbiegung der  
Bundesstraße bei einer einsehbaren Überholstrecke bis zu 250 Metern einen Überholvorgang 
mit konkreter Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer durchführt, obwohl hier wenigstens 320 
Meter erforderlich gewesen wären. Rücksichtslos handelt ein Verkehrsteilnehmer auch nicht, 
wenn er vor einem Überholvorgang – in verkehrstypischer Weise – wiederholt bis an die  
gestrichelte Mittellinie heranfährt, um zur Verbesserung seiner Sicht an einem zu überholenden 
Lkw vorbeizuschauen.

2. Gefahr und Risiko müssen zusammenhängen
Eine o. g. Strafbarkeit setzt einen ursächlichen Zusammenhang zwischen der konkreten Gefahr 
und den durch die Unübersichtlichkeit der Strecke begründeten Risiken voraus. So hat es jetzt 
das Bayerische Oberste Landesgericht (BayObLG) entschieden. Die Richter: Dieser Zusammen-
hang kann nur festgestellt werden, wenn auszuschließen ist, dass die konkrete Gefahr nur  
gelegentlich des zu schnellen Fahrens entstanden ist, also positiv festzustellen ist, dass die 
Gefahr ohne die Unübersichtlichkeit des Streckenverlaufs nicht eingetreten wäre.

Im vorliegenden Fall hatte ein Pkw-Fahrer eine unübersichtliche Mehrfachkurve in einem Wald-
stück mit stark überhöhter Geschwindigkeit passiert, was zum Kontrollverlust über den Pkw 
führte. Durch den hieraus resultierenden Verkehrsunfall verursachte er sorgfaltspflichtwidrig 
den Tod seiner Beifahrerin. Der Pkw-Fahrer musste sich hier einen groben Verkehrsverstoß 
zurechnen lassen. Jetzt muss die Vorinstanz noch einmal prüfen, ob die o.g. Voraussetzungen 
tatsächlich vorgelegen haben.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Beschluss vom 5.8.2020, 1 Rv 34 Ss 406/20, Abruf-Nr. 218013 unter www.iww.de; BayObLG,  
Beschluss vom 22.7.20, 207 StRR 245/20, Abruf-Nr. 218008 unter www.iww.de
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GESCHWINDIGKEITSÜBERSCHREITUNG

Täteridentifizierung: Wer ist denn nun gefahren?
|  Bei der Täteridentifizierung werden von den Amtsgerichten immer wieder Fehler gemacht. 
Das beweist ein aktueller Beschluss des Oberlandesgerichts (OLG) Dresden.  |

Dem Betroffenen war eine Geschwindigkeitsüberschreitung zur Last gelegt worden. Er hatte 
sich damit verteidigt, dass nicht er, sondern ein Verwandter Fahrer zum Vorfallszeitpunkt  
gewesen sei.

Das Amtsgericht (AG) hatte in erster Instanz in den Urteilsgründen zur Täteridentifizierung auf 
ein Tatfoto verwiesen. Diese Verweisung war zwar nach Auffassung des OLG wirksam, da das 
Foto für eine Identifizierung gut geeignet war. Die Ausführungen des Amtsrichters in den  
Urteilsgründen zum Ausschluss des als Fahrer genannten Zeugen hat es aber als lückenhaft 
und für das Rechtsbeschwerdegericht als nicht nachvollziehbar angesehen. 

Hieran mangelte es im Urteil des AG: Das OLG beanstandete, dass das AG keine unterschied­
lichen Merkmale zwischen dem Zeugen und dem Tatfoto mitgeteilt hatte. Dies wäre, so das OLG, 
vorliegend aber erforderlich gewesen, da schon die Identität des Nachnamens des Zeugen und 
des Betroffenen auf ein (mögliches) Verwandtschaftsverhältnis hindeutete, wodurch eine  
mögliche verwechslungsfähige Ähnlichkeit nicht ausgeschlossen sei.

Das OLG hat das angefochtene Urteil daher aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung 
und Entscheidung an das Amtsgericht zurückzuverweisen.

QUELLE  |  OLG Dresden, Beschluss vom 28.9.2020, OLG 22 Ss 539/20 (B), Abruf-Nr. 218605 unter www.iww.de

PERSONALAUSWEISGESETZ

Täteridentifizierung: Einwohnermeldeamt  
darf Bußgeldbehörde ein Passfoto überlassen
|  Zur Aufklärung einer Verkehrsordnungswidrigkeit darf das Einwohnermeldeamt auf  
Anforderung der Bußgeldstelle ein Pass- oder Personalausweisfoto des vermutlichen  
Fahrers zwecks Fahreridentifizierung übersenden. Das hat jetzt das Oberlandesgerichts 
(OLG) Koblenz entschieden und damit das erstinstanzliche Urteil des Amtsgerichts (AG) Mainz 
bestätigt.  |

Das AG hatte gegen den Betroffenen eine Geldbuße und ein Fahrverbot verhängt. Er habe  
außerhalb geschlossener Ortschaften die zulässige Geschwindigkeit um 31 km/h überschritten. 
Es gab einschlägige Voreintragungen. Der Betroffene hatte demgegenüber u. a. beanstandet, 
dass die Bußgeldbehörde vor Erlass des Bußgeldbescheids sein Personalausweisfoto zur  
Fahreridentifizierung beim Einwohnermeldeamt angefordert habe. Dessen Herausgabe  
verstoße gegen das Gesetz. Daher sei das Verfahren einzustellen.

Damit hatte der Betroffene vor dem OLG keinen Erfolg. Es erkannte keinen Gesetzesverstoß. 
Das Einwohnermeldeamt habe das Foto nach den Regelungen des Personalausweisgesetzes 
(PAuswG) an die Bußgeldbehörde herausgeben dürfen. Entscheidend sei, dass nach dem Willen 
des Gesetzgebers bei der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten das Übermitteln von 
Fotos durch die Pass- und Personalausweisbehörden an die Bußgeldbehörden zulässig ist.

QUELLE  |  OLG Koblenz, Beschluss vom 2.10.2020, 3 OWi 6 SsBs 258/20
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ELEKTROMOBILITÄT

Falschparker auf Sonderparkplatz für Elektrofahrzeuge  
darf abgeschleppt werden
|  Wird ein nicht elektrisch betriebenes Fahrzeug auf einem Sonderparkplatz für Elektro­
fahrzeuge abgestellt, rechtfertigt die damit einhergehende Funktionsbeeinträchtigung dieser 
Verkehrsfläche eine Abschleppmaßnahme regelmäßig auch ohne konkrete Behinderung  
eines im Sinne des Elektromobilitätsgesetzes (§ 2 EmoG) bevorrechtigten Fahrzeugs.  |

So hat es jetzt das Verwaltungsgericht (VG) Gelsenkirchen entschieden. Es wies zudem darauf 
hin, dass in einem solchen Fall der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in der Regel nicht  
erfordert, dass eine bestimmte Wartezeit eingehalten wird.

Durch das unberechtigte Parken und die damit bereits eingetretene Störung der öffentlichen 
Sicherheit in Gestalt einer Verletzung der Rechtsordnung wurde die mit der Ausweisung des 
Sonderparkplatzes verbundene Funktion, das – bloße – Parken von allein berechtigten Elektro­
fahrzeugen zu ermöglichen, beeinträchtigt. Die damit einhergehende Funktionsbeeinträchtigung 
dieser Verkehrsfläche rechtfertigte die Abschleppmaßnahme. Der parkvorberechtigte  
Personenkreis soll darauf vertrauen können, dass der gekennzeichnete Parkraum diesem  
jederzeit zur Verfügung steht.

Ein Abschleppvorgang ist deshalb auch ohne konkrete Beeinträchtigung des bevorrechtigten 
Personenkreises grundsätzlich angemessen. Dies sei, so das VG, darin gerechtfertigt, dass in 
aller Regel zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Erlass einer Abschleppanordnung weder 
absehbar ist, wann das nächste parkberechtigte (Elektro-) Fahrzeug dort eintreffen wird, noch 
eingeschätzt werden kann, wann der Verantwortliche das dort unberechtigt abgestellte Fahr­
zeug selbst wegfahren wird.

Ebenfalls ist die Abschleppmaßnahme verhältnismäßig, weil durch das Vorhandensein eines 
Sonderparkplatzes für Elektrofahrzeuge die diesbezüglichen Fahrer darauf vertrauen können 
sollen, diesen Platz auch immer nutzen bzw. einen freien vorfinden zu können.

Schließlich war es im Fall des VG insbesondere nicht offenkundig, dass mit einer Inanspruch­
nahme der ausgewiesenen Parkfläche durch bevorrechtigte Elektrofahrzeuge an einem Freitag 
nach 18.00 Uhr nicht mehr zu rechnen war.

QUELLE  |  VG Gelsenkirchen, Urteil vom 23.1.2020, 17 K 4015/18

ZULASSUNGSKOSTEN

Geschädigter darf bei Ersatzfahrzeug  
Zulassungsdienst nutzen
|  Der Geschädigte ist nicht verpflichtet, eine An- und Abmeldung und eine Zulassung des als 
Ersatz erworbenen Fahrzeugs selbst vorzunehmen. Er darf sich hierzu einer Drittfirma  
bedienen. Das hat jetzt das Amtsgericht (AG) Aschaffenburg entschieden.  |

Das Gericht hat dies nicht näher begründet. Ähnlich entschieden haben aber früher bereits u. a. 
die AG Biberach an der Riß, Berlin-Mitte und Erfurt.

QUELLE  |  AG Aschaffenburg, Urteil vom 20.10.2020, 115 C 819/20, Abruf-Nr. 218936; AG Biberach an der Riß, Urteil vom 3.2.2017, 
8 C 921/16, Abruf-Nr. 191898; AG Berlin-Mitte, Urteil vom 22.9.16, 102 C 3073/16, Abruf-Nr. 189095; AG Erfurt, Urteil vom 24.8.2016, 
5 C 870/15, Abruf-Nr. 189092 unter www.iww.de



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 beträgt -0,88 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

�� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 4,12 Prozent
�� für einen grundpfandrechtlich gesicherten Verbraucherdarlehensvertrag (§ 497 Abs. 1 BGB): 
1,12 Prozent

�� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 8,12 Prozent

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
01.07.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent
01.01.2011 bis 30.06.2011 0,12 Prozent
01.07 2010 bis 31.12.2010 0,12 Prozent
01.01.2010 bis 30.06.2010 0,12 Prozent
01.07 2009 bis 31.12.2009 0,12 Prozent
01.01.2009 bis 30.06.2009 1,62 Prozent
01.07.2008 bis 31.12.2008 3,19 Prozent
01.01.2008 bis 30.06.2008 3,32 Prozent
01.07.2007 bis 31.12.2007 3,19 Prozent
01.01.2007 bis 30.06.2007 2,70 Prozent
01.07.2006 bis 31.12.2006 1,95 Prozent
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 01/2021
|  Im Monat Januar 2021 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
�� Umsatzsteuer (Monatszahler): 11.1.2021

�� Lohnsteuer (Monatszahler): 11.1.2021

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen. 

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer  
verspäteten Zahlung durch Überweisung endet am 14.1.2021. Es wird an dieser Stelle nochmals 
darauf hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck 
gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats fällig, für den Beitragsmonat Januar 2021 am 27.1.2021.


